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Stadt Leonberg 

Bebauungsplan M 1:500 

PI. Ber. 03. 04.- 8 

Stadtmitte Teil 211 
Bezugsplan: Bebauungsplan "STADTMITTE TEfL 2" 

gen. RP 14.06.1982 Nr..13-2210-0304 Leonberg 

Verfahrensvermerke: 

Als Entwurf gern. § 2 Abs. 6 BBauG ausgelegt vom .Q~.Qq.1,9~~ .....••. 

Auslegung bekanntgemacht 

Als Satzung gern. § 10 BBauG 
vom Gemeinderat beschlossen 

bis 

am 

am 

03.07.1985 ....................... 
24.05.1985 ................... 

17.07.1985 ................. 
Genehmigt gern. § 11 BBauG vom Regierungs­
präsidium Stuttgart mit Erlaß vom fz.Q9,1M~ 

Genehmigung und Auslegung bekanntgemacht 

Inkraftgetreten 

Nr. 1:~-.2;:1]0.-P~-94-.LJ=~'lb.erg 

am . n 1,0,1~ey5_ •••••••• 

am 11.10.1985 ................ 

Ausgefertigt: Leonberg, den ~~~ ........ 

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes tr ten alle anderen Vor­
schriften außer Kraft, dies gilt insbesonde e für den o.a. Bezugs­
plan. 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 

Das Bundesbaugesetz (BBauG) vom 6.7.1979 (BGBl I S. 949) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 15.9.1977 (BGBl I s. 1757) 
Die Planzeichenverordnung (PlanzV 81) vom 30.7.1981 (BGBl I s. 833) 
Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom_28.11.1983 

Ge.Bl.S. 770) 

Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen'und Ver­
waltungsvorschriften. 

Leonberg, den 17.05 1985 

Gefertigt: 

Stadt 
Bürgermeister 



Zeichenerklärung 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 111 1 BBauG) 

~Uschgebiet ( § 6 BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung ( § 9 ( 1) 1 BBauG) 
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Zahl der Vollgeschosse 
(Höchstgrenzo ) (§ 17 (4) und § 18 sauNVO) 
Zahl der Vollgesc hosse zwingend 
(§ 17 (4) und § 18 BnuNVOI 

Grundflachenzahl GRZ f§ 19 BauNVOI 

Geschoßflächenzah l GFZ ( § 20 BauNVO ) 

max !male Höhe OK Dach bezogen auf NN 

Baulinie ( § 9 (1) 2 BBauG und§ 23 ( 2 ) BauNVO) 

Baug renze ( § 9 (1) 2 BBauG und § 23 ( 3 ) BauNVO) 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen der 
Vollgeschosse und max . Gebäudehöhen 

Bauweise ( § 9 ( 1) 2 BBauG und §§ 22 , 23 BauNVO) 

0 abweichende Bauweise, im Sinne der offenen Bauweise , 
j edoch Gebäudelängen über 50 m zuläss ig ( § 22 (4) BauNVO) 

Nutzunqsschabl o ne 

Baugebiet 

Grundflächenz. 

Dachterm 

Zahl <.lcr \'CJll~coc.:hO.tnss m. Hb 

GeschoßfUichenzahl 

Bauwelse 

Verkehrsfläche ( § 9 (1) 11 BBauG) Au f teilung unverbindlich 
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Fahrbahnfläche 

Gehweg tl:lchc 
Radwegfläche 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Anlieger­
und Fu8~ängcrvorkehr ) 

Anschlußbeschränkung ( § 9 (1) 4, 11 und (6) BBauG) 
(Aus- und Einfahrtsve r bot) 

Einfahrtsbereich 

Sonst i ge Darstellungen und Postsetzungen 
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Fläche für Tiefgarage ( § 9 (1) 4 BBauG und 22 BBauG) 

öffentliche Pa rkf läche 

mit Gehrecht zu belast ende Fläche zugunsten der Al l ­
gerne inheit ( § 9 (1) 21 BBauG) 

Grenze des räuml ichen Geltungsbereichs des Sc­
bauungsplans I§ 9 (7) BBauG) 

GrUnfläche als Bes t andteil der Verkehrsfläche 
( § 9 (11 15 BBauG) 

Pflanzzwang Pf q 
Anpf lanzunq von Bäumen und Sträuchern 

Anpflanzung von Bäumen 



Textliche Festsetzungen 
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes-festgesetzt: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BBauG und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung (§§ 1 - 15 BauNVO) 

1.1 Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 

Ausnahmen nach § 6 (3) BauNVO sind nicht Gegenstand des Be­
bauungsplanes (§ 1 (6) BauNVO) 

2. !1aß der baulichen Nutzung (§§ 16 - 21 BauNVO) 

entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone 

2.1 Im Einzelfall kann als Ausnahme eine Uberschreitung der 
Grundflächenzahl .zugelassen werden, wenn die Geschoßflächen­
zahl nicht überschritten wird (§ 17 {5) BauNVO). 

2.2 Als Ausnahme kann die zulässige Geschoßfläche um die Fläche 
notwendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche erstellt 
werden, erhöht werden. Die Erhöhung darf jedoch 25 % der zu­
lässigen Geschoßfläche nicht überschreiten (§ 21 a (5) BauNVO). 

3. Zahl der Vollgeschosse ( §§ 16 + 18 BauNVO) 

entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone 

4. Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 (3) BauNVO) 

Die festgelegten maximalen Gebäudehöhen bezogen auf NN können 
ausnahmsweise durch untergeordnete Bauteile überschritten 
werden. 

5. Bauweise (§ 9 (1) 2 BBauG und § 22 BauNVO) 

abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise, jedoch Ge­
bäudelängen über 50 m zulässig. 

6. Oberbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr. 2 BBauG und § 23 
BauNVO) 

Entsprechend Festlegung im Lageplan 

6.1 Baulinie (§ 23 (2) BauNVO) 

Die an der Ecke Römer- I Lindenherger Straße festgesetzte Bau­
linie gilt ab dem 2. Obergeschoß. 

6.2 Baugrenze (§ 23 (3) BauNVO) 

Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen über die 
festgelegte Baugrenze bis max. 1 m zugelassen werden. 

7. Garagen und Stellplätze (§ 9 (1) 4 BBauG) 

7.1 Oberirdische Garagen außerhalb der überbaubaren Fläche sind 
unzulässig. 

7.2 Tiefgaragen sind nur inn~rha.lb der überbaubaren Grundstücks­
fl1ichen und auf den im Bebauungsplan mit TG;gekennzeichneten 
Flächen zulässig. •· -. 

7.3 Stellplätze sind allrtemein zulässig. 



8. Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BBauG) 

8.1 Die im Lageplan als Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
ausgewiesene Fläche dient dem Anliegerverkehr sowie als Fuß­
gängerbereich (Mischfläche) . Sie kann durch unterschiedliche 
Beläge Pflanzflächen und ähnliches optisch und nutzungsmäßig 
gegliedert werden. · 

9, ~nschluß an die Verkehrsfllichen ( § 9 ( H Nr. 11 !'l9au'3) 

9.1 Ein- und Ausfahrt "0"' der Römerstraße besteht nur in dem im. 
Lageplan festgelegten Einfahrtsbereich. 

9.2 Die Ein- und Ausfahrt von der Römerstraße aus ist nur rechts 
rein, rechts raus zulässig. 

9.3 Von der Lindenherger Straße aus ist keine zufahrt auf das 
Grundstück und die Parkplätze sowie zur Tiefgarage zulässig. 

10. Mit Rechten zu belastende Flächen ( § 9 ( 1) Nr. 21 BBauG) 

Die in der Planzeichnung ausge1viesenen Gehrechte gelten zu­
gunsten der Allgemeinheit. 

11 • 

11 • 1 

11.2 

Pflanzzwang und Pflanzbindunq (§ 9 (1) Nr. 25 BBauG) 

Pflanzzwang Pfg· ,-
Festgesetzt wird die Appflanzung und Unterhaltung von boden­
ständigen Laubbäumen, sowie immergrünen Sträuchern von 1.0-
1.8 m Höhe in ausreichender Dichte, um einen ganzjährigen ge­
schlossenen Sichtschutz zu gewährleisten. 

Festgesetzt ist die Anpflanzung und Unterhaltung von boden­
ständigen, standortge~igneten, einzelnen Laubbäumen entsprechend 
Planeintrag. 

12. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutze vor 
schädlichen Um>~elteimvirkungen (Lärmschutz § 9 (1) Nr. 24 und 
§ 9 (5) BBauG) 

12. 1 

12.2 

Das gesamte Bebauungsplangebiet wird als Fläche gekennzeichnet, 
in der die zulässigen Planungsrichtpegel der Vornorm DIN 18005 
durch Einwirkungen von Verkehrslärm überschritten werden. Dem­
entsprechend sind bei der Bebauung besondere bauliche Vor­
kehrungen gegen Verkehrslärm zu treffen, die so beschaffen sein 
müssen, daß in den Aufenthaltsräumen der Gebäude eine um mind. 
10 dB(A) betragende Lärmminderung gegenüber den gebietsbezogenen 
Planungsrichtpegeln dauernd gewährleistet ist. 

Zum Schutz der angrenzenden l'lohnbebauung gegen Lärmbe­
einträchtigungen durch Anlagen für den ruhenden verkehr (Stell­
plätze, TG-Zufahrt) sind im nördlichen und nordwestlichen 
Bereich des Grund.stücks (Flurstück Nr. 3040/6) geeignete 
Lärmschutzeinrichtungen vorzusehen. 



II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 73 LBO) 

1. Dachform und Dachneigung (§ 73 (1) 1 LBO) 
entsprechend Planeinschrieb 

1.1 Ausnahmsweise können abweichende Dachformen für einzelne Bau­
teile zugelassen werden. 

2. \'lerbeanlagen (§ 73 (1) 1 LBO) Werbeanlagen sind nur an der 
Stätte der Leistung zulässig. 

3. Energiegewinnungsanlagen (§ 73 (2) 1 LBO) 

Energiegewinnungsanlagen jeglicher Art sind genehmigungspflichtig. 

GENEHMIGT 

REGIERUNGSPRÄSIDIUPl 
STUfTGART 

Z 7. SEP. 1985 


